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Drucksache VI/713 


Sachgebiet 82 

Der Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 29. April 1970 

IVb 1 - 176/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterschiedliche Rechtsvorschriften im Sozialversiche- 
rungsrecht in einzelnen Bundesländern 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Häfele, Burger, 
Dr. Evers, Dr. Furier, Frau Kalinke, Müller (Berlin) und 
Genossen 

- Drucksache VI/440 - 


1. Hält es die Bundesregierung für richtig, daß auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung landesrechtliche Vorschriften wie das 
Badische Gesetz über die Sozialversicherung bei Arbeitsunter- 
brechung ohne Entgeltfortzahlung vom 7. März 1949 eine Rechts- 
ungleichheit innerhalb des Bundesgebietes bewirken? 

2. Gibt es außer dem genannten Badischen Gesetz noch weitere 
landesrechtliche Vorschriften, die eine Rechtsungleichheit auf 
diesem Gebiet schaffen? 

3. Gibt es darüber hinaus noch weitere sozialversicherungsrecht- 
liche Vorschriften im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die 
eine Rechtsungleichheit zur Folge haben? 

4. Gedenkt die Bundesregierung, diese Rechtsungleichheit zu be- 
seitigen, etwa im Rahmen einer Reform der Reichsversicherungs- 
ordnung? 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage zusammengefaßt wie folgt: 

1. Die gesetzlichen Vorschriften auf dem Gebiete der Sozialver- 
sicherung sind im Geltungsbereich des Grundgesetzes im 
allgemeinen einheitlich. Einige bedeutende regionale Unter- 
schiede bestehen - abgesehen von dem Sonderfall Saarland 
- lediglich in der Krankenversicherung. Als Beispiele seien 
hierfür genannt die Regelungen über die Beitragspflicht bei 
einer Arbeitsunterbrechung ohne Entgeltfortzahlung (Erlaß 
des Reichsarbeitsministers vom 28. Januar 1942 - Amtliche 
Nachrichten S. 91 und Bundesgesetzblatt Teil III Folge 105 
S. 173 ”, Badisches Gesetz vom 7. März 1949 - Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 69 - sowie Verfügung des Landes Rhein- 
land-Pfalz vom 19. August 1947 - Gesetz- und Verordnungs- 
blatt 1948 S. 70 -), über die Meldefristen bei Arbeitsunfähig- 
keit (u. a. § 216 Abs. 3 RVO und Erlaß des Reichsarbeits- 
ministers vom 16. Februar 1943 - Amtliche Nachrichten 
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S. 75 -) und über die Zuschüsse zu den Kosten größerer Heil- 
und Hilfsmittel (u. a. § 193 Abs. 2 RVO und Sozialversiche- 
rungsanordnung Nr. 30 vom 5. Dezember 1947 ~ Arbeits- 
blatt für die britische Zone S. 425 -). 

2. Im Saarland gibt es noch eine Anzahl gesetzlicher Vor- 
schriften, die in der Kranken-, Unfall- und Rentenversiche- 
rung von dem im übrigen Bundesgebiet geltenden Sozial- 
versicherungsrecht abweichen. Die Abweichungen sind durch 
die besondere Situation dieses Landes bedingt, das erst im 
Jahre 1957 staatsrechtlich in die Bundesrepublik Deutsch- 
land eingegliedert wurde. Sie betreffen im wesentlichen 
Anpassungs- und Ubergangsregelungen, die vielfach nur 
zeitlich begrenzte Bedeutung haben. Letzteres gilt allerdings 
nicht für das nur im Saarland bestehende Recht der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung, dessen Neurege- 
lung jedoch z. Z. vorbereitet wird. 

3. Soweit Unterschiede in gesetzlichen Vorschriften innerhalb 
des Geltungsbereichs des Grundgesetzes einer sachlichen 
Berechtigung entbehren, beabsichtigt die Bundesregierung, 
sie möglichst bald zu beseitigen. In die entsprechende Prü- 
fung ist auch das in der Kleinen Anfrage besonders hervorge- 
hobene Badische Gesetz vom 7. März 1949 einbezogen, das 
mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes partielles Bundes- 
recht geworden ist. Dabei ist zu berücksichtigen, daß mit der 
Aufhebung dieses Gesetzes allein - im Hinblick auf den o. g. 
Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 28. Januar 1942 und 
seine Änderungen in verschiedenen Ländern - eine Rechts- 
einheit auf diesem Teilgebiet noch nicht hergestellt wäre. 
Die Beseitigung sachlich nicht gerechtfertigter Unterschiede 
in gesetzlichen Vorschriften der Sozialversicherung wird u. a. 
im Rahmen der Weiterentwicklung der Krankenversiche- 
rung, insbesondere aber im Rahmen des in der Regierungs- 
erklärung angekündigten Sozialgesetzbuchs angestrebt. Die 
Arbeiten hierzu, die durch Sachverständigenkommissionen 
unterstützt werden, haben bereits begonnen und werden mit 
Nachdruck fortgesetzt. 

4. Im Gegensatz zu den gesetzlichen Vorschriften weist das 
Satzungsrecht in der Sozialversicherung größere Unterschie- 
de auf. Dies ist eine Folge des von der Bundesregierung be- 
jahten Grundsatzes der Selbstverwaltung der Versicherungs- 
träger, dem die autonome Rechtsetzung im Rahmen der Ge- 
setze immanent ist. Das unterschiedliche Satzungsrecht ist im 
übrigen dazu geeignet, den besonderen Belangen der einzel- 
nen Versicherungszweige und Versicherungsträger in flexib- 
ler Weise Rechnung zu tragen. 


Walter Arendt 
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